Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/ 4156 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 7. Mai 1969 
am Donnerstag, dem 8. Mai 1969 
am Freitag, dem 9. Mai 1969 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


1. Abgeordneter Aus welchem Grund müssen Autoradio und 
Folger Kofferempfänger als Zweitgeräte bei der Deut- 

schen Bundespost angemeldet werden, obwohl 
sie gebührenfrei sind? 


2. Abgeordneter 

Könen 

(Düsseldorf) 


Welche Auffassung hat die Bundesregierung 
zu dem Vorschlag der Anwohner des Flug- 
hafens Düsseldorf-Lohausen, die nächtliche 
Postabfertigung, die demnächst auf Düsenflug- 
zeuge umgestellt werden soll, wegen des auf 
dem obigen Flughafen geltenden Nachtstart- 
verbotes auf den Flughafen Köln-Bonn zu 
verlagern und die sonst in Düsseldorf-Lohau- 
sen verladene Post durch Kraftfahrzeuge zum 
Flugplatz Köln-Bonn zu bringen, um Verzöge- 
rungen bei der Postabfertigung auf ein Min- 
destmaß zu beschränken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


3. Abgeordneter 
Zebisch 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Gemeinden einen forcierten Bau 
von Kindertagesstätten zu erleichtern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zur Beseiti- 
Nellen gung des sozialen Unrechts zu tun, das durch 

die unterschiedliche Vergütung bei der Be- 
schäftigung von Boten und Pförtnern im Ar- 
beits-, Angestellten- und Beamtenverhältnis 
entstanden ist und monatliche Unterschiede 
bis zu 250 DM ergibt? 
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5. Abgeordneter 

Nellen 


6. Abgeordneter 
Nellen 


7. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


8. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


9. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


10. Abgeordneter 
Exner 


11. Abgeordneter 

Dorn 


12. Abgeordneter 

Dorn 


Kann nicht in absehbarer Zeit eine Verbeam- 
tung aller Boten und Pförtner angestrebt 
werden? 

Warum wurde die Übernahme in das Ange- 
stelltenverhältnis nach dem Tarifvertrag vom 
1. August 1968 durch eine Begrenzung auf 
Bedienstete über 50 Jahre und 60% der ge- 
samten Gruppe fast unmöglich gemacht und 
damit die jüngeren Bediensteten gezwungen, 
wegen der im öffentlichen Dienst niedrigeren 
Löhne in besser bezahlte Stellen abzuwandern 
und einer Überalterung dieser Gruppen Vor- 
schub geleistet? 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, mit 
Erlaß vom 20. Dezember 1968 rückwirkend ab 
1. Oktober 1968 die Zahlung einer Zulage für 
Dienst zu ungünstigen Zeiten für Besoldungs- 
empfänger (Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit 
und Beamte) anzuordnen, womit Wehrpflich- 
tige, die den gleichen Dienst leisten, von dem 
Anspruch auf diese Zulage ausgeschlossen 
sind? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im Kla- 
ren, daß der o. a. Erlaß eine weitere Verschär- 
fung der Wehrungerechtigkeit bedeutet in 
einer Zeit, in der Parlament und Regierung 
gemeinsam dabei sind, die Wehrungerechtig- 
keit unter den Wehrpflichtigen und zwischen 
Wehrpflichtigen und Besoldungsempfängern 
abzubauen und auszugleichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kom- 
mandeure von Bundeswehreinheiten, in denen 
Dienst zu ungünstigen Zeiten geleistet wird, 
besorgt sind durch eine zunehmende Unruhe 
bei den Wehrpflichtigen, die im Gegensatz zu 
den Zeit- und Berufssoldaten für diesen beson- 
deren Dienst nicht besonders entschädigt wer- 
den? 

Wann gedenkt die Bundesregierung zum Ge- 
setz über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes jene Ausführungsbestimmungen zu 
erlassen, die nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes 
durch den Bundesinnenminister mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassen sind? 

Hält die Bundesregierung die auf der „Ar- 
beitstagung über Grundlagenforschung und 
Kriminalpolizei" in Wiesbaden erhobenen 
Vorwürfe über eine Bankrotterklärung des 
Bundeskriminalamtes bzw. dessen nicht mehr 
gegebene Funktionsfähigkeit für berechtigt? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Hamburger Kriminaldirektors Bertling, daß 
das Bundeskriminalamt die Chance vertan 
habe, Zentrale der Verbrechensbekämpfung in 
Deutschland zu sein? 
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13. Abgeordneter 

Regling 


Besteht bei den Bundesbehörden ein grund- 
sätzliches Einstellungsverbot für Diabetiker? 


14. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesbehörden gehal- 

Regling ten sind, Diabetiker aus dem Staatsdienst zu 

entlassen, selbst wenn die Ursache zur Dia- 
betes auf einen Dienstunfall zurückzuführen 
ist? 


15. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Regling z. B. die Deutsche Bundesbahn einem von ihr 

geförderten Studenten nicht nur die zugesagte 
Einstellung als Inspektoranwärter und Über- 
nahme als Ingenieur verweigert, sondern auch 
noch 10 000 DM Ausbildungshilfe zurückfor- 
dert, nachdem nach einer Erkrankung des jun- 
gen Mannes bei einer Nachuntersuchung Dia- 
betes festgestellt wurde? 


16. Abgeordneter Worauf sind nach Meinung der Bundesregie- 
Ertl rung die sich in letzter Zeit wieder häufenden 

Morde innerhalb von Exilgruppen im Münche- 
ner Raum zurückzuführen? 


17. Abgeordneter Was muß nach Ansicht der Bundesregierung 

Ertl getan werden, damit die Sicherungsorgane des 

Bundes, des Landes Bayern und der Stadt 
München solche Vorfälle aufklären können? 


18. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, neben den 
Verwaltungsjuristen, Volkswirtschaftlern und 
Sozialwissenschaftlern auch erfahrene Natur- 
wissenschaftler und Ingenieure als zusätzliche 
Staatssekretäre in allen Bundesministerien, in 
deren Verantwortungsbereich naturwissen- 
schaftliche und technische Aufgaben eine be- 
deutende Rolle spielen, einzustellen? 


19. Abgeordneter Ist die Haltung der Bundesregierung gegen- 
Kubitza über Flagge und Hymne der DDR bei inter- 

nationalen Sportveranstaltungen im Bundes- 
gebiet unverändert so, wie sie wiederholt vom 
Bundesinnenminister und vom Parlamentari- 
schen Staatssekretär des Bundeskanzlers for- 
muliert worden ist? 


20. Abgeordneter Wird die vorgesehene Arztzulage auch den 

Jung Sanitäts-Zeitoffizieren gewährt, um auf diese 

Weise den Sanitätsoffizierbedarf in der Bun- 
deswehr sicherzustellen? 


21. Abgeordneter 

Peiter 


Wo beabsichtigt die Bundesregierung die 
„Akademie für öffentliche Verwaltung" zu er- 
richten? 


22. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
Picard regierung gediehen, eine Anerkennung des 

deutschen graduierten Ingenieurs im EWG- 
Bereich zu erreichen? 
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Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


3 



Drucksache V/4156 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


23. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, end- 
Picard gültige Folgerungen aus der mit dem Fünften 

Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften durchge- 
führten Änderung des § 81 des Bundesbeam- 
tengesetzes für ihren Geschäftsbereich zu zie- 
hen und z. B. den Ingenieur (grad.) neben 
der Amtsbezeichnung im amtlichen Schrift- 
wechsel, auf Beförderungsurkunden usw. an- 
zuwenden? 


24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Picard der in Nordrhein-Westfalen geltenden Rege- 

lung vom Unterhaltszuschuß für graduierte In- 
genieure im öffentlichen Dienst abzugehen 
und statt dessen einen bestimmten Prozentsatz 
— z. B. 90% — des Eingangsgehaltes der Be- 
soldungsgruppe A 9 gesetzlich zu verankern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


25. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


26. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


27. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


28. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


29. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


Bewährten sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung die in verschiedenen Großstädten 
der Bundesrepublik Deutschland bestehenden 
Gerichtshilfen als Einrichtungen, deren Auf- 
gabe darin besteht, den Gerichten insbeson- 
dere bei problematischen Tätertypen die er- 
forderlichen Grundlagen zu vermitteln, um sich 
über deren Persönlichkeit, ihr Vorleben und 
ihre Lebensumstände eine möglichst umfas- 
sende Überzeugung bilden zu können? 

Wird die Bundesregierung, sofern sie die Be- 
währung der Gerichtshilfe im Tätigkeitsbereich 
der Kriminaldiagnostik bestätigen kann, die 
Einrichtung solcher Stellen in verstärktem 
Maße empfehlen? 

Scheint nicht eine gesetzliche Verankerung des 
Instituts der Gerichtshilfe empfehlenswert, et- 
wa in der Weise, daß bereits bei der Vorberei- 
tung der öffentlichen Klage wie auch im Rah- 
men des Vollstreckungsverfahrens die Tätig- 
keit der Gerichtshilfe innerhalb der Bestim- 
mungen der Strafprozeßordnung statuiert wird, 
wie dies bereits in den §§ 38 und 43 des Ju- 
gendgerichtsgesetzes für das Jugendstrafver- 
fahren geschehen ist? 

Wie hoch ist die Zahl der durch fremde Staa- 
ten verurteilten ausländischen Staatsangehöri- 
gen wegen Mordes an Deutschen in der Zeit 
während und nach dem letzten Weltkrieg? 

Gibt es ausländische Staaten, die ihre wegen 
Mordes und Völkermordes Verurteilten auf 
Grund von Verjährung außer Verfolgung ge- 
setzt haben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


30. Abgeordneter 

Josten 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung noch in 
dieser Legislaturperiode eine Reform der Erb- 
schaftsteuer anstrebt? 


31. Abgeordneter Stimmen die Nachrichten, daß auf Grund eines 
Josten Planes des hessischen Finanzministers die Ein- 

nahmen aus der Erbschaftsteuer um 2,5 Milli- 
arden DM gesteigert werden sollen? 


32. Abgeordneter Wie hoch ist — falls man eine möglichst über- 
Dr. Marx zeugende Definition des Begriffs „Bruttosozial- 

(Kaiserslautern) produkt" finden und vergleichend anwenden 
kann — der Anteil für Verteidigungsausgaben 
am Bruttosozialprodukt in den USA, in Kana- 
da, Großbritannien, Frankreich und in der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1968? 


33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Kosten für 
Zebisch die Unterbringung der Kinder berufstätiger 

Mütter in Tagesheimstätten (Kinderkrippen, 
Kindergärten, Kinderhorten sowie Ganztags- 
schulen) von der Lohnsteuer als Sonderausga- 
ben absetzen zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


34. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


35. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


36. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


37. Abgeordneter 

Opitz 


38. Abgeordneter 

Opitz 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei dem 
Attentat auf dem Frankfurter Flugplatz auf die 
äthiopische Maschine Sprengstoff aus einem 
der Ostblockländer verwendet wurde in einer 
Type, die auch in die Bundesrepublik Deutsch- 
land importiert wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Sprengstoffeinfuhr aus osteuropäischen Staa- 
ten einen Anteil von über 35% erreichen wird 
und dies zu einer ernsthaften Existenzbedro- 
hung der deutschen Sprengstoffindustrie füh- 
ren kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, in diesem Zu- 
sammenhang auch das Problem der Einfuhr 
des Sprengstoffs aus Jugoslawien zu prüfen, 
um möglicherweise zu begrenzen, zumal diese 
Einfuhren ständig steigen? 

Kann die Bundesregierung die Berechnung des 
Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes be- 
stätigen, daß allein die Kunden der Sparkassen 
durch die Preissteigerungen der letzten zwölf 
Monate einen Vermögensverlust von über 
2 Milliarden DM erlitten haben? 

Welchen Vermögensverlust erlitten alle Spa- 
rer der Bundesrepublik Deutschland durch die 
Preissteigerungen der letzten zwölf Monate? 


Drucksache V/4156 
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39. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 

Dr. Luda nen Zeitung vom 21. April 1969 zu, wonach 

im Bundeswirtschaftsministerium die Ansicht 
vertreten wird, die Deutsche Bundesbank kön- 
ne für die Geldwirtschaft nicht allein zustän- 
dig bleiben, sie sollte die Konjunktursteue- 
rung weitgehend der Fiskalpolitik überlassen 
und kreditpolitische Maßnahmen nur noch im 
Einvernehmen mit dem Bundeswirtschafts- 
ministerium ergreifen? 

40. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Dr. Luda daß derartige Bestrebungen, die gesetzlichen 

Zuständigkeiten der Deutschen Bundesbank 
einzuschränken und ihr die Unabhängigkeit zu 
nehmen, in der heutigen Preissituation das 
Vertrauen in die Stabilität unserer Währung 
ganz besonders gefährden müssen, einer Preis- 
situation, welche durch die Feststellung des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes vom 1 1 . April 
1969 gekennzeichnet ist, wonach die Preis- 
steigerungen schon im ersten Vierteljahr 1969 
die Zielprojektion der Bundesregierung für 
das ganze Jahr erreicht haben? 

4L Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das von der 
Dr. Apel deutschen Luftfahrtindustrie in Angriff genom- 

mene Projekt eines senkrecht startenden Zivil- 
flugzeuges wegen seiner zukunftsweisenden 
Bedeutung finanziell zu unterstützen? 

42. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß von der 
Gewandt Mehrheit der Mitglieder des Sachverständigen- 

rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung offenbar rechtswidrige Be- 
schlüsse zur Geschäftsordnung gefaßt wurden, 
die das Recht eines der fünf Sachverständigen 
zur Verbreitung einer abweichenden Meinung 
im gemeinsam zu erstattenden Gutachten zu- 
mindest beschränken, wenn nicht unmöglich 
machen? 


43. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 

Gewandt die Geschäftsordnung des Sachverständigen- 

rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung mit dem gesetzlichen Auf- 
trag in Einklang steht und dem Deutschen 
Bundestag hierüber zu berichten? 

44. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, nachdem der Vor- 

Gewandt wurf der Rechtswidrigkeit erhoben wurde, be- 

reit, darauf hinzuwirken, daß die umstrittenen 
Beschlüsse veröffentlicht werden? 

45. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, bei der Aus- 

Frau Klee wähl neuer Bundesausbauorte nunmehr die 

Stadt Alzey zu berücksichtigen? 
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46. Abgeordneter 

Dr. Enders 


In welchem Umfang liefert die deutsche Kali- 
industrie Düngemittel in die Entwicklungs- 
länder? 


47. Abgeordneter Kann durch die erhöhte Verwendung von Kali- 
Dr. Enders düngemitteln die Erzeugung von Agrarpro- 

dukten in den Entwicklungsländern gesteigert 
werden? 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
Dr. Enders durch größere Kaliexporte in die Entwicklungs- 

länder zur Sicherung der Arbeitsplätze in un- 
seren Kalirevieren beigetragen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


49. Abgeordneter 

Reichmann 


50. Abgeordneter 

Reichmann 


51. Abgeordneter 
Reichmann 


52. Abgeordneter 

Weigl 


53. Abgeordneter 

Strohmayr 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Getreidevermarktungsschwierigkeiten für die 
deutsche Landwirtschaft durch Frankreich vom 
Erntejahr 1968 — wie sie in meiner Frage 
vom 8. November 1968 (Drucksache V/3471, 
Fragen 75 bis 77) angesprochen wurde * — für 
das Jahr 1969 noch mehr zu vergrößern dro- 
hen? 

Welche wirkungsvollen Maßnahmen beabsich- 
tigt die Bundesregierung zu ergreifen gemäß 
der Antwort von Bundesminister Höcherl vom 
15. November 1968 (Stenographischer Bericht, 
Seite 10607) auf meine Frage 77 (Drucksache 
V/3471), um noch größere Vermarktungs- 
schwierigkeiten für die Ernte 1969 zu verhin- 
dern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, auf welche 
Mengen und Preise von Frankreich Getreide- 
lieferungstermingeschäfte für die Ernte 1969 
in der Bundesrepublik Deutschland bereits ge- 
tätigt worden sind? 

Trägt ein von den Jungen Europäischen Föde- 
ralisten in Bonn veröffentlichtes Flugblatt mit 
dem Text „Milliarden-Betrug am Verbraucher 11 
nach Auffassung der Bundesregierung zur 
sachgerechten Aufklärung der Großstadtbe- 
völkerung über die schwierigen Strukturpro- 
bleme der kleinbäuerlichen Gebiete bei? 

Gedenkt die Bundesregierung, den in der Fern- 
sehsendung „Der Markt 11 geschilderten Schwie- 
rigkeiten seitens des Einzelhandels gegen- 
über den Beziehern von verbilligter Butter 
entgegenzuwirken, damit der Abbau des But- 
terberges nicht gefährdet wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


54. Abgeordneter 
Hirsch 


55. Abgeordneter 

Paul 


56. Abgeordneter 
Zebisch 


57. Abgeordneter 

Killat 


58. Abgeordneter 

Weigl 


59. Abgeordneter 

Weigl 


Sieht die Bundesregierung in der Regelung des 
§ 143 a AVAVG und der auf seiner Grundlage 
erlassenen Richtlinien und Dienstanweisungen, 
wonach Öffentlich-rechtliche Bauherren von 
den Zuschüssen für durch das Bauen in 
Schlechtwetterzeiten verursachte Mehrkosten 
ausgeschlossen sind, eine sinnvolle Förderung 
des kommunalen Wohnungsbaues und der 
kommunalen Bemühungen zur Arbeitsplatz- 
sicherung? 

Wann ist damit zu rechnen, daß zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Schweden ein Sozialabkommen abge- 
schlossen werden kann? 

Wird die Bundesregierung durch entsprechen- 
de Gesetzesvorschläge darauf dringen, daß 
Unfälle auf dem Umweg von und zur Arbeit, 
der zur Unterbringung von Kindern berufs- 
tätiger Arbeitnehmer notwendig ist, als Wege- 
Unfälle anerkannt werden? 

Wann wird die Bundesregierung den am 
27. November 1968 einstimmig gefaßten Be- 
schluß des Deutschen Bundestages erfüllen, 
einen Gesetzentwurf über die Gewährung von 
Unfallversicherungsschutz für Schulkinder vor- 
zulegen, durch den diese während des Unter- 
richts, bei schulischen Veranstaltungen und auf 
dem Wege von und zur Schule kraft Gesetzes 
versichert werden? 

Welche Tarifpartner haben bisher vermö- 
gensbildende Leistungen nach dem sogenann- 
ten 312 DM-Gesetz vereinbart? 

Kann die Bundesregierung Tarifpartner be- 
nennen, die Angebote des Partners auf Ein- 
beziehung von vermögenswirksamen Leistun- 
gen nach dem sogenannten 312 DM-Gesetz in 
Tarifvertragsvereinbarungen abgelehnt ha- 
ben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


60. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die beim 
Dr. Nann Feldersatzbataillon 12 eingeplanten Reservi- 

sten vom 23. bis 27. Juni 1969 zu einer Übung 
einberufen wurden und eine große Anzahl von 
Reservisten infolge von Urlaubsvereinbarun- 
gen schon Widerspruch eingelegt haben? 
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61. Abgeordneter 

Dr. Nann 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch 
solche Reservisten der Einberufungsstufe 3 
Teile ihrer Dienstbekleidung (Arbeitsanzug, 
Schuhe) nicht behalten dürfen, welche regel- 
mäßig an dienstlichen Veranstaltungen teil- 
nehmen? 


62. Abgeordneter 

Dr. Nann 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es in 
Baden-Württemberg den Gymnasien von de- 
ren übergeordneten Behörden untersagt wor- 
den ist, den Wehrersatzbehörden die Namen 
der zum Abitur anstehenden Schüler mitzu- 
teilen? 


63. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 

Wie viele Zeitsoldaten haben bisher durch die 
Aktivitäten des Berufsförderungsdienstes der 
Bundeswehr während ihrer Dienstzeit zivile 
berufliche Fachprüfungen abgelegt? 


64. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im 
Juli 1966 in der Braunschweiger Mölders-Ka- 
serne eingerichtete Bundeswehrfachschule mit 
etwa 250 Schulplätzen sowie einem angeglie- 
derten Internat für 80 Schüler trotz erheblichen 
Bedarfs bislang nicht genutzt wird? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

65. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen Zustand, durch den Soldaten in ihrer 
beruflichen Weiterbildung behindert werden, 
abzuändern? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

66. Abgeordneter 

Felder 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Verteidi- 
gungsausschuß des Deutschen Bundestages 
Auskunft über die unter dem Begriff „Weiter- 
entwicklung der Inneren Führung 1 ' geplanten 
Änderungen im „Handbuch für die Innere 
Führung" zu geben? 


67. Abgeordneter 

Felder 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auch den 
neuen Beirat für die Innere Führung mit den 
geplanten Änderungen im Handbuch vertraut 
zu machen? 


68. Abgeordneter 

Felder 

Ist die Bundesregierung bereit, mit dem Ver- 
teidigungsausschuß und mit dem Beirat für 
Innere Führung die besorgniserregenden Pro- 
bleme zu erörtern, die innerhalb der Bundes- 
wehr durch General Grashey und nun — durch 
die öffentlichen Äußerungen des Generals 
Karst — auch für alle Bundesbürger aufge- 
worfen wurden? 


69. Abgeordneter 

Jung 

Wann wird endlich ein Gebäude für das Sol- 
datenheim und das Unteroffiziersheim bei der 
Heeresflieger-Waffenschule Achum bei Bücke- 
burg gekauft oder neu gebaut? 
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70. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Jung rung, um Zeitoffizieren die Übernahme in die 

Beamtenlaufbahn nicht durch die Altersbe- 
schränkung auf 30 Jahre zu versperren? 

71. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Abi- 

Peiter turienten des Jahrgangs 1968 nach Ableistung 

ihrer 18 monatigen Wehrpflicht erst das Win- 
tersemester 1969/70 belegen können, falls sie 
Mathematik oder Physik studieren wollen, wo- 
durch sie gegenüber den nicht zum Wehrdienst 
eingezogenen Abiturienten noch mehr benach- 
teiligt werden? 

72. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Peiter diese Härte auszugleichen, eventuell durch 

Beurlaubungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


73. Abgeordnete Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 

Frau verheiratete weibliche Mitarbeiterin der Deut- 

Pitz-Savelsberg sehen Bundesbahn im Gegensatz zum verhei- 
rateten männlichen Mitarbeiter für ihren Ehe- 
gatten und für die zuschlagsberechtigten Kin- 
der die Fahrpreisvergünstigungen der Deut- 
schen Bundesbahn nicht erhält? 

74. Abgeordnete Hält es die Bundesregierung mit dem Gleich- 

Frau heitsgrundsatz vereinbar, daß männlichen Mit- 

Pitz-Savelsberg arbeitem diese Vergünstigung für die mitver- 
dienende Ehefrau gegeben wird, während sie 
den weiblichen Mitarbeitern für den mitver- 
dienenden Ehemann versagt wird? 

75. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
Dr. Kreutzmann bei der Bundesbahnhauptverwaltung darauf 

hinzuwirken, daß bei dem Übergang von Bun- 
desbahnstrecken von der Schiene zur Straße 
an den Haltestellen wettergeschützte Unter- 
stellmöglichkeiten geschaffen werden? 

76. Abgeordneter Wie weit sind die Überlegungen für die Tras- 

Geldner senfestlegung der geplanten Autobahn Würz- 

burg — Ulm — Kempten durch Bayern oder Ba- 
den-Württemberg gediehen? 

77. Abgeordneter Wird die Eckverbindung Südharz — Nörten- 

Dr. Heilige Hardenberg — Scherfede zur Autobahn Kas- 

sel — Ruhrgebiet in den nächsten Fünf jahres- 
plan aufgenommen? 
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78. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die geplan- 

Dr. Heilige te Autobahn Köln — Olpe — Nordhessen im 

Raume Kassel oder bei Bad Hersfeld auf die 
Autobahn Hannover — Frankfurt zuzuführen? 

79. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Wert 

Fritsch reflektierender Kraftfahrzeugkennzeichen für 

(Deggendorf) die Verkehrssicherheit? 

80. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß reflek- 

Fritsch tierende Kraftfahrzeugkennzeichen u. a. in 

(Deggendorf) Frankreich und England zugelassen sind, in 

Idar-Oberstein an über 1000 Fahrzeugen im 
praktischen Einsatz erprobt wurden und im 
Rahmen der fotografischen Verkehrsüberwa- 
chung keine zusätzlichen finanziellen und tech- 
nischen Aufwendungen erforderlich machen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die erfor- 
derlichen Schritte zur Zulassung reflektieren- 
der Kraftfahrzeugkennzeichen zu unterneh- 
men, nachdem mit dem neuen Weltabkommen 
über den Straßenverkehr rechtliche Probleme 
ausgeräumt wurden? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
die in der mittelfristigen Haushaltsplanung 
der Bundesanstalt für Flugsicherung für 1970 
vorgesehene Installierung einer zweiten ILS- 
Anlage auf dem Flugplatz Hamburg-Fuhlsbüt- 
tel durch sofortige Bestellung der Apparatur 
zu beschleunigen? 

83. Abgeordneter Ist der Bundesregierung, bekannt, daß der Ver- 

Berlin band der Heimkehrer den Wunsch geäußert 

bzw. die Forderung gestellt hat, allen Heim- 
kehrern eine Fahrpreisermäßigung für die Be- 
nutzung der Deutschen Bundesbahn zu gewäh- 
ren, so wie sie bisher Rentnern zu bestimmten 
Zeiten zugestanden und praktiziert worden ist? 

84. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage 83: ist die Bundes- 

Berlin regierung bereit, eine solche Fahrpreisermäßi- 

gung zu erwägen und zu bejahen? 

85. Abgeordneter Wann ist mit dem Beginn und der Fertigstel- 

Dr. Abelein lung der Autobahn Würzburg — Östlicher Bo- 

densee (Teilabschnitt Ulm — Bad Mergent- 
heim) zu rechnen? 

86. Abgeordneter Trifft es zu, daß im Rahmen der Verkehrsver- 

Strohmayr besserungen eine Schnellbahn von München 

nach Fürstenfeldbruck geplant ist? 

87. Abgeordneter Wäre es zutreffendenfalls nicht zweckmäßiger, 

Strohmayr die Schnellbahn bis Augsburg zu leiten? 


82. Abgeordneter 

Dr. Apel 


81. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forsdiung 


88. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

Ist der Bundsregierung bekannt, daß in den 
großen Industrienationen durch den Staat 
Forschungs- und Entwicklungsaufträge in einer 
Größenordnung von rund 35% in Großbri- 
tannien und Frankreich sowie 50% in den Ver- 
einigten Staaten an die Privatindustrie gege- 
ben werden? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

89. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der deutschen Privatindustrie, die 85% für 
Forschung und Entwicklung aus eigenen Mit- 
teln finanziert, über direkte staatliche Unter- 
stützung zu helfen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

90. Abgeordneter 

Moersch 

Welche Konsequenzen will die Bundesregie- 
rung aus der Darstellung der Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung vom 23. April 1969 über 
unzureichende Leitung und Organisation des 
Kernforschungszentrums Karlsruhe ziehen? 


91. Abgeordneter 
Moersch 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung in den 
hochschulfreien, vom Bund maßgebend finan- 
zierten Forsdiungseinrichtungen das Mitspra- 
cherecht aller fachkundigen Institutsangehöri- 
gen an Planung und Entscheidungen in genü- 
gendem Umfang gesichert? 


92. Abgeordneter 

Moersch 

Falls Frage 91 verneint wird: welche organi- 
satorischen Änderungen sind nach Ansicht der 
Bundesregierung vordringlich? 



Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


93. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung weiterhin für 
Dr. Freiherr von vertretbar, daß die sog. mittelbare Einleitung 
Vittinghoff-Schell über eine gemeindliche Kanalisation in einen 
Vorfluter nicht unter die Gefährdungshaftung 
aus § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes fällt, 
mit der Folge, daß die Gemeinden als Betrei- 
ber der Kanalisation einer nach oben hin 
unbegrenzten Haftung unterliegen, der Einlei- 
ter dagegen nur in Anspruch genommen wer- 
den kann, wenn ein Haftungstatbestand nach 
§ 823 BGB nachgewiesen werden kann? 
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94. Abgeordneter Kann die Bundesregierung schon jetzt darüber 
Dr. Meinecke Auskunft geben, welches Ergebnis das vom 

Bundesgesundheitsministerium einberufene 
Symposium über das „Für und Wider einer 
Kariesprophylaxe durch Fluor im allgemeinen 
und durch fluoridiertes Trinkwasser im beson- 
deren" ergeben hat? 

95. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage 94: welche Konse- 

Dr. Meinecke quenzen ergeben sich daraus für die Gesetz- 

gebung auf dem Gebiet des Gesundheitswe- 
sens? 


96. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß As- 
Porten sistenzärzte an Universitätskliniken auf Grund 

ihres Status als Beamte auf Widerruf bei 
einem regelmäßigen Nacht- und Sonntags- 
dienst keine finanzielle Entschädigung für die 
geleisteten Überstunden erhalten, wie sie an- 
gestellten Ärzten zusteht? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es durch 
die knappe Zahl von Planstellen in der Regel 
auch nicht möglich ist, diesen Ärzten eine Frei- 
zeitentschädigung zu gewähren, wie sie Be- 
amten zusteht, wodurch insbesondere in den 
operativen Fächern wie der Chirurgie und bei 
knapper Stellenbesetzung bis zu 100 Wochen- 
stunden ohne Entschädigung geleistet werden 
müssen, um die Patientenversorgung aufrecht- 
zuerhalten? 


98. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Bera- 
Porten tungen der Novelle zum Beamtenrechtsrah- 

mengesetz auf eine Änderung dieses unerträg- 
lichen Zustandes hinzuwirken, der nicht nur 
die Ärzte in ihrer wissenschaftlichen Arbeit 
erheblich behindert und ihre Gesundheit ge- 
fährdet, sondern vor allem auch die Versor- 
gung der Bevölkerung mit speziellen ärztlichen 
Leistungen in Frage stellt, wenn die Ärzte sich 
zunehmend von den besonders betroffenen 
Disziplinen wie z. B. der Chirurgie abwenden? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


99. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich, von den 
Dr. Giulini Vertragspartnern in Sachen Atomsperrvertrag 

eine sogenannte Positivliste zu erhalten, die 
uns deutlich macht, was wir Deutschen nach 
einer eventuellen Unterzeichnung des Atom- 
sperrvertrages noch tun dürfen? 


97. Abgeordneter 
Porten 
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100. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus Anlaß des 

Porsch 75. Geburtstages von Rudolf Heß erneut Schrit- 

te bei den vier Gewahrsamsmächten unter- 
nehmen, um eine Freilassung dieses Gefange- 
nen zu erreichen, dessen 29. Haftjahr nunmehr 
beginnt? 

101. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß nach den Verwaltungs- 

Porsch bestimmungen des Spandauer Gefängnisses 

die Vier-Mächte-Verwaltung beendet und das 
Gefängnis geschlossen werden muß, wenn 
einer der Gewahrsamsstaaten die Bewachung 
und die Zahlungen für das Gefängnis einstellt? 

102. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Besatzungs- 

Porsch kosten und Zahlungen für das Spandauer Ge- 

fängnis, an denen sich bekanntlich die DDR 
nicht beteiligt, einzustellen, um auf diese 
Weise auf die Schließung des Spandauer Ge- 
fängnisses hinzuwirken? 

103. Abgeordneter Muß der gegenwärtige völkerrechtliche Status 

Dr. Hofmann der Tschechoslowakei auf Grund des Einmar- 
(Mainz) sches ausländischer Truppen am 21. August 

1968 und auf Grund der gegenwärtigen Ver- 
stärkung der sowjetischen Truppen in diesem 
Lande mit dem völkerrechtlichen Begriff „Pro- 
tektorat" bezeichnet werden? 

104. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ju- 

Dr. Bechert goslawische Geheimpolizei UDBA nach den in 

(Pullach) München durchgeführten Mordanschlägen auf 

die Kroaten Mile Rukavina, Kresimir Tolj, Vid 
Maricic und Mirko Curie und auf den Serben 
Ratko Obradovic weitere Anschläge, wie Zeu- 
genaussagen bekundeten, auszuführen ge- 
denkt? 

105. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei der Regierung in 

Dr. Bechert Belgrad Protest erhoben bzw. gedenkt sie das 

(Pullach) zu tun, nachdem offenbar feststeht, daß ju- 

goslawische Konsulatsbeamte auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland Mordanschlä- 
ge anregten bzw. selber durchführten? 

106. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Bechert auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 

(Pullach) Deutschland den fortlaufenden Mordanschlä- 

gen auf Kroaten und andere aus Jugoslawien 
stammende Volksangehörige Einhalt zu ge- 
bieten? 

107. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine alsbaldige Rati- Fragesteller hat sich mit 

Bäuerle fizierung des deutsch/jugoslawischen Abkom- schriftlicher Beantwortung 

mens, das die sozialen und rechtlichen Fragen einverstanden erklärt. 
der in der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigten jugoslawischen Gastarbeiter be- 
trifft, für notwendig? 
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108. Abgeordneter 

Bäuerle 

Hat die Sozialistische Föderative Republik Ju- 
goslawien dieses Abkommen bereits ratifi- 
ziert? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt . 

109. Abgeordneter 

Bäuerle 

Wenn die Frage 108 bejaht wird, wann ist 
zeitlich nach Meinung der Bundesregierung 
mit unserer Ratifizierung zu rechnen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

110. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Einwohner Westberlins von einer 
Mitgliedschaft in der neu gegründeten „Gesell- 
schaft zur Förderung der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Sowjetunion" laut Satzung dieser Gesellschaft 
ausgeschlossen sind? 



Bonn, den 2. Mai 1969 
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